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t Es hat keinen Zweck, ſich über die Ungünſtige LageV er deutſchen Außenpolitik künſtlich vorzutäuſchen. Sie hat

ſih im Laufe dey letzten Monate erheblich verſchlechtert.
nſere Beziehungen zu Polen waren von Anfang an ge

ſtattgefinn ſpannt, was ſich ja aus dem Verſailler Friedensvertrage
in der Reg on ſelbſtzergab. Die Wunden, die uns dort geſchlagen
er die Er ſurden, konnten nicht vernarben. Während ſich Deutſch
en hat. V. land mit der Feſtlegung der Weſtgrenze abfinden kann,
aus nach iſt die Schaffung des polniſchen Korridors eine politi

ſche und wirtſchaftliche Unmöglichkeit. Auch das Beſtreben
nen jede der Polen, in Danzig ſeſten Fuß zu ſaſſen, muß immer
liche Han auf den erbitterten Widerſtand des Reiches ſtoßen, das
eine Zahl niemals auf die deutſche Hanſaſtadt verzichten kann. Dazu
rden in de ommt, daß die Polen in ihrer engen Bundesgenoſſen
auch parle Waft in Frankreich ihre Aufgabe darin erblickt haben,

ht gewill Deutſchland ſo weit als irgend angängig Schwierigkeiten
zu bereiten und das Deutſchtum ausihrem Lande zu ver
drängen. Dieſe Einſtellung hat ſich auch dann nicht gen Pöndert, als ſich eine Annäherung zwiſchen Paris und

daß die a Berlin vollzog, und ſelbſt als Polen zu den Loearno
v. nicht verträgen hinzugezogen wurde. Wenn man bei uns ſich
können G aus all dieſen Gründen etwas ſehr ſtark auf Atauen
aften auf ſtühle, ſo hat ſich das nicht bewährt. Wir haben an dieſer
ausbranden, Stelle wiederholt davor gewarnt, Herrn Woldemaras allzu
ſeine Hünde viel Zugeſtändniſſe zu machen. Die MemelFrage ſteht auch
es Spieh d Nute noch zwiſchen ihm und uns Ebenſo ſind die Be

iehungen zu Eſtland nicht ſonderlich freundlich Trotzdem
wäre das alles noch erträglich, wenn unſer Verhältnis zu

tsgruphe Rußland nicht eine Trübung erfahren hätte.

n Die Verhaftung der Deutſchen
er Frau Die Vorgänge im Donezgebiet ſind auch bis heute noch

m Hetlart. Obwohl im deutſch ruſſtſchen Niederlaſfünge

u 9 ge ausdrücklich vorgeſehen wort de bei Vern. W haſtungen das nächſte Konſulat oder die Botſchaft in
in nntnis zu ſetzen iſt, hat man es in Moskau nicht für

lichten W wendig erachtet, ſich an dieſe Beſtimmung zu halten.
den Man hat weder die Namen noch die Gründe, die zu der

klang die Lerhaftung geführt haben, bekannt gegeben, ſo daß man in
gt hinter Derlin bis zur Stunde noch nicht einmal mit Sicherheit
er iſt unſe ſagen kann, ob die 4 Jngenieure 2 ſind inzwiſchen
n e entlaſſen worden tatſächlich Reichsdeutſche ſtno. Nur

a en bei 3 ſteht es feſt. Der Verdacht, der gegen ſie ausgeſprochen
e in heiß worden iſt wir kennen ihn nur aus Moskauer Blättern
tl) eht dahin, daß ſie die Abbaumöglichketten eines guten

e h Schachtes bewußt vernichtet und einen anderen zum Er
Mit t ſäuſen gebracht haben. Das ſind ſehr vage Behauptungen,

Auftakt n t denen ſich nicht viel anfangen Täßt, Die Tatſochen
ng. Rednet n ſich können ſtimmen, nür müßte man ein fachmanniſches

Gutachten hören, ob dieſe Gruben wirklich verwendungs-
t lähig waren oder nicht. Und ſelbſt dann iſt noch lange nichtiſt e 4 geſagt, daß ein Verſchulden oder gar ein bewußtes vor

Der W liegt Die Sowjets ſtellen ſich ſehr entrüſtet darüber,
daß Deutſchland als Antwort die Beſprechungen über
Ausbau des Handelsvertrages abgebrochen hat. Einmal

muß zunächſt feſtgeſtellt werden, daß dieſe Verhandlung
außerordentlich unergiebig war. Man iſt in vielen Wochen
nicht einen Schritt vorwärts gekommen und hat in Berlin
den Eindruck, daß die Ruſſen auch keinen ernſtlichen Wert
darauf legen würden. Sie ſtellten neue Kreditforderungen
in recht beträchtlicher Höhe auf, die unter keinen Umſtänden

bewilligt werden können. Nachdem man ſchon mit den
erſten Krediten recht wenig erbauliche Erfahrungen ge
macht hat. Man brauchte alſo in Moskau dieſen Abbruch

nicht tragiſch zu nehmen. Tut es im geheimen wohl auch
nicht Sodann war das Reich gezwungen, als Selbſtachtung
energiſch gegen die Verhaftung zu proteſtieren. Tſchitſche
rin hat den Grafen BrockdorffRantzau nur ausweichende
Ankworten gegeben. Es war ſelbſtverſtändlich, daß einel Druck ausgeübt wurde, um die deutſchen Reichsangehörigen

gw frei zu bekommen, denn zu dem ruſſiſchen Gerichtsverfah
ken hat man mit Recht kein Vertrauen Vermutlich wird
ſich die Angelegenheit wieder einrenken. Wenigſtens poli

l iſch. Wirtſchaftlich aber bleibt ein Stachel zurück. Es
T n kann keiner deutſchen Firma mehr zugemutet werden in

i

inem Lande zu arbeiten, das keine Rechtsgarantien bietet
und deſſen Entwickelung nur als rückgängig bezeichnet
werden kann.

Deutſchland und Polen
a Auch die deutſch polniſchen Handelsvertragsveryand

lungen haben eine Unterbrechung erfahren, die man auf
mehrere Monate berechnen muß. Das offenſichtliche Be
eben der Polen geht dahin, eine Verſchleppung herbeisu
ſühren in der Ueberzeugung, daß die nächſten Wahlen eine

andere Zuſammenſetzung des Reichskabinetts bringen, die
ihren eigenen Wünſchen gegenüber entgegenkommender iſt.

e u keinem gewiſſen Grade dürfte dieſe Taktik richtig
ptatyn ſein, denn die Hauptſchwierigkeiten liegen auf agrariſchem

n b Gebiet auf dem ſich der Einfluß der Herren Schiele
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ergt und Keudell ſehr ſtark bemerkbar macht. Man über
ſieht aber in Warſchau, daß die Meinungsverſchiedenheiten
nicht nur auf wirtſchaftlichem Gebiet liegen. Jn der Frage
des Niederlaſſungsrechts iſt ja wohl ſo etwas wie ein Aus
gleich gefunden worden, dagegen ſind andere Streitkpunkre
unbereinigt. Das gilt namentlich von der Behandlung
unſerer Volksgenoſſen in den verlhrenen Gebieten Außen
miniſter Zalewski hat in Genf bei ſeiner Unterredung mit
Streſemann einige Zugeſtändniſſe gemacht. Sie beziehen
ſich auf die ſogenannte Grenzverordnung, die den Minder
heiten in den Grenzgebieten den Beſitz ejgenen Bodens bei
nahe unmöglich macht. Die Abänderung dieſer Verord
nung iſt inzwiſchen erfolgt, aber es zeigt ſich, daß ſie den
deutſchen Wünſchen nicht gerecht wird und als ungenügend
zu gelten hat. Vermutlich iſt auch das Taktik. Die Polen
haben offenbar die Abſicht, ſich weitere Zugeſtändniſſe
verkaufen zu laſſen und rechnen darauf, daß die künftige
Regierung leichter mit ſich reden läßt. Darin werden ſie
ſich vermutlich täuſchen. Auch ein Kabinett der Linken wird,
obwohl es an ſich beſtrebt ſein muß, den Abſchluß eines
Handelsvertrages herbeizuführen, immer die Intereſſen der
Volksgenoſſen wahren und eine völlige Beſeitigung aller
ſchikanöſen Maßnahmen verlangen

Die Abrüſtungsdebatte
So ſtark auch die deutſchruſſiſchen Beziehungen durch

die Vorgänge im Donezgebiet betrübt worden ſind, iſt doch
ein deutſch-ruſſiſches Einvernehmen in Genf erfolgt. Die
Einheitsfront umfaßt neben beiden Staaten noch die Tür
kei, die gemeinſam auf endliche Jnangriffnahme der Ab
rüſtung drängen. Auf ihrer Seite ſtehen ſämtliche Neu
tralen, die aber eine gewiſſe Zurückhaltung bewahren
Ob es praktiſch iſt, die Vorſchläge Litwinoff zu unter
ſtützen, erſcheint uns allerdings ſehr fraglich. Auch wir
können uns des Eindrucks nicht erwehren, daß die Sow
jets mit ihren radikalen Vorſchlägen gar nicht das Ziel
verfolgen, eine Verminderung der Heere und Flotte her
beizuführen, ſondern nur die Großmächte zu ärgern Jn
ſofern hatte der Sprecher Englands, Lord Cushendun,
ganz recht, wenn er meinte, es liefe wohl nur darauf hin
aus, Europa lächerlich zu machen Er konnte ſich dabei
auf die Jsweſtija berufen, die glatt erklärt hatte, man
wolle damit lediglich den kapitaliſtiſchen Staaten die Larve
herunterreißen und ſie dem Hohn und Spott preisgeben
Auch daß in dem Vorſchlage der Völkerbund überhaupt
nicht erwähnt wird, gibt zu denken. Daß dieſe Vorſchläge
abgelehnt werden, kann gar nicht zweifelhaft ſein. Viel
leicht iſt die deutſche Abſicht dahin zu verſtehen, daß man
hofft, Rußland werde dann unſere eigenen Anregungen
unterſtützen. Wir fürchten, daß dieſer Glauben trügeriſch
iſt. Es wäre beſſer, wenn man ſich auf die deutſchen Vor
ſchläge geeinigt hätte, die in ihrer maßvollen Form wahr
ſcheinlich eine Mehrheit erhalten würden. Gerade darin
aber ſieht die Entente eine große Gefahr. Es kommt
heute in Genf nicht darauf an, viel zu erreichen, ſondern
den Stein ins Rollen zu bringen Jeder Schritt auf dem
Wege wäre zu begrüßen, und wäre er noch ſo klein. Nach
den bisherigen Ergebniſſen aber wird man ſich zu einem
ehrlichen Peſſimismus bekennen müſſen. Jm Grunde ge
nommen hat Moskau nur Frankreich und ſeinen Freun
den in die Karten geſpielt.

Landbundhetze
An ihren Früchten ſollk ihr ſie erkennen! Die Deutſch

nationalen haben mit ihrer unverantwortlichen Hetze die
Bauernſchaft in Aufruhr gebracht. Die ſtändig wieder
holten Drohungen mit Steuerſabotage haben Aufruhrér-
ſcheinungen gezeitigt, die nicht ohne Folgen bleiben können.
In einzelnen Orten, namentlich in Pommern und Schleſien,
iſt es geradezu zu Gewaltakten gekommen, die ſich kein
Staat bieten laſſen kann, wenn er nicht auf jede Autorität
verzichten will. Daß die Preußiſche Regierung energiſch
einſchreitet, verſteht ſich von ſelbſt. Sie iſt durch die Herren
Schiele und Hergt nicht belaſtet, Aber auch im Reichskabinett
wurde man bedenklich, und Herr Dr. Köhler, deſſen Be
amte ja in erſter Linie in Mitleidenſchaft gezogen ſind,
und ſtändig bedroht werden, fand ein kräftiges Wort der
Abwehr Die deutſchnationalen Miniſter haben bisher dazu
geſchwiegen, auch Herr Dr. Hergt, der als verantwortlicher
Leiler der Reichsjuſtiz ſchon etwas darüber hätte ſagen dür

fen. Die man rief, die Geiſter, wird man nun nichts los.
Man ſteht plötzlich vor den Folgen der eigenen Wirkſamkeit
mit einem Gemiſch von Schadenfreude und Grauen. So fand
der Berliner Lokalanzeiger“ die Bemerkungen Köhlers als
übertrieben. Ganz abweiſen konnte er ſie nicht, aber er muß
doch vor ſeinen Leſern, die er Monate hindurch künſtlich
in Aufruhr gehalten hat, wenigſtens den Schein wahren
Jm Jntereſſe der deutſchen Bauern ſelbſt wünſchen wir
dringend, daß endlich eine Beruhigung eintritt. Wir haben
immer wieder betont, daß wir für ihre Not volles Ver
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ſtändnis „haben, und nach der Mißernte des vergange
Jahres Regierungsmaßnahmen für unvermeidlich hal
Dem Bauern muß geholfen werden, denn ſein Unterg
bedeutet eine ſchwere Schädigung der Nation, deren gan
Wirtſchaftsleben in erheblichem Maße auf der Landwi
ſchaft beruht. Abpreſſen darf ſich der Staat nichts laſſ
Wo Gewalt angewendet wird, hat er ſie mit Gewalt niede
zukämpfen. Das Strafgeſetzbuch gilt für jeden Bedauerli
bleibt, daß wieder nur die Verhetzten ſich vor dem Richte
zu verantworten haben werden, während die eigentlich Schul
digen unangeſochten daheim bleiben

Rumänien
Seit dem Tode des älteren Bratianu gelten die Zu

ſtände in dem MoldauStaat als ſchwer erſchüttert. Ob es
dem verſtorbenen Staatsmann gelungen wäre, ſich an der
Macht zu halten, die ja nicht auf dem Volkswillen beruhte
ſondern auf geſchickt geleiteten Wahlen, iſt eine Frage,
die ja unerörtert bleiben ſdarf. Sein Bruder iſt jedenfalls
nicht Herr der Lage, und der Regentſchaftsrat beſitzt im
Volke keinen Boten. Was man ſeit langem erwarken mußte
iſt ja nun inzwiſchen eingetreten, die Bauernpartei, die
immer für die Wiedereinſetzung des Kronprinzen CEarol
eingetreten iſt, hat jetzt ihre Banner entfaltet. Daß er
Eheirrungen und manches Andere hinter ſich hat, ſtört
monarchiſche Geſinnung nicht. Sie überſieht ja auch in
anderen Ländern ſolche Kleinigkeiten und würde ſie höchſtens
einem republikaniſchen Miniſter übel vermerken. Außerdem
iſt er ein Hohenzoller. Die Familientradition ſpielt dabei
eine Rolle. Für Rumänien iſt das letztere gleichgiltig. Der
Bauernführer Maniu hat jedenfalls die Forderung nach
Einſetzung Carols ſehr energiſch proklamiert. 60 000 ſeiner
Anhänger ſind am Sonntag in Bukareſt einmarſchiert. Nach
den bisher vorliegenden Meldungen iſt es dabei zu keinen
Ruheſtörungen gekommen. Die Regierung behauptet auch,
Herrin der Lage zu ſein. Wie weit das richtig iſt, können
erſt ſpätere Ereigniſſe beweiſen. Vorläufig ſteht feſt, daß
die Bewegung im Lande wächſt und daß der Ruf nach
Neuwahlen, und zwar ſolchen die nicht wieder fabriziert
werden, immer ſtärker anſchwillt. Für die internationale
Politik kann ein Umſturz in Rumänien bedeutungsvoll
werden, weil ja im Südoſten Europas alles heute in

einem labilen Gleichgewicht ſich befindet, das jeden Augen
blick erſchüttert werden kann.

Tirpitz
Großadmiral von Tirpitz nimmt Abſchied vom poli

tiſchen Leben. Er hat auf eine neue Kandidatur zum
Reichstage verzichtet, was ja bei ſeinem hohen Alter ohne
weit es erklärlich iſt. Die Erkenntnis, daß er an dieſer
Stätte nichts bedeutet hat, wird bei ihm ja kaum auf
gedämmert ſein. Er hat nur einmal das Wort ergriffen
und zwar gegen Locarno Wir würden von dieſem Er
eignis kaum Notiz nehmen, wenn er nicht in ſeinem Ab
ſchiedsbrief an den Grafen Weſtarp mancherlei Bemerkungen
gemacht hätte, die zum Widerſpruch herausfordern. Daß
er die Preußiſche Regierung als Nutznießer der Revolution
bezeichnet, zeigt nur, daß er Schlagworte beherrſcht, die
einen Sinn haben. Er ſollte eigentlich über die Vorgäng

beſſer unterrichtet ſein, Geradezu komiſch aber wirkt ſeir
Mahnung zu einheitlichem nationalem Geiſt. Alfred v
Tirpitz vergißt, daß wir einen Zuſammenbruch erlebt hab
unter deſſen Nachwirkungen wir noch leiden, vergißt a
daß gerade ſeine deutſchnationalen Freunde dauernd ge
die Republik ankämpfen und damit den Wiederaufbau
ſchweren Und dabei hat er doch in ſeinen Denkwürdigk
in ſo ausgezeichneter Weiſe dargelegt, daß das alte S
zur Kataſtrophe führen müſſe. Kein Roter hat den
ſo angegriffen wie er, keiner die höchſten Würden
des Reiches ſo ſcharf von vornherein als die Schu
an der Niederlage bezeichnet wie er. Und hatte e
nicht verſorochen, nach dem Kriege unter die So
gehen Sern Nachfolger wird General von Lettow
der am Kappe Putſch teilgenommen hat, obwohl
Republik den Dienſteid geleiſtet hatte.

Richard M

unſere Partei in Stadt u. Le
ausbauen, helft uns!



Der preußiſche Stellenplan
Der verſtärkte Hauptausſchuß des Preußiſchen Land

hat dieſer Tage den preußiſchen Stellenplan verab-
S der nunmehr dem Plenum zugegangen iſt. Vorweg
nerkt, daß es ſich hierbei nicht um eine Neuregelung

eamtenbeſoldung handelt, und daß der Plan nur den
hat, Härten in der Beſoldung der Beamten nach Mög

auszugleichen Jn der Ausſchußberatung wies auch
erichterſtatter, Abgeordneter Ebersbach, darauf hin,
r Stellenplan lediglich die am 30. September 1927
den geweſenen Beamten in den Haushalt nach dem
Beſoldungsgeſetz einweiſe. Er machte beſonders dar

ufmerkſam, daß durch den Stellenplan keine neuen
Allen geſchaffen werden konnten, daß hierbei keine
ung des Beſoldungsgeſetzes möglich geweſen ſei, und
ſich nicht um die Ausführungsbeſtimmungen zum
Angsgeſetz handele, die ſpäter vorgelegt werden ſollen.
Staatsſekretär Schleuſener vom preußiſchen

Zminiſterium teilte dazu mit, daß die Ausführungs
mungen in der Arbeit ſeien und hoffentlich in etwa
Wochen fertig geſtellt ſein würden. Er bemerkte auch,

das Verfahren Preußens, die Ueberleitung durch einen
enplan vorzunehmen, einfacher ſei als das Verfahren
Reiches auf dem Wege des Nachtragsetats. Gegenüber

Aeußerung des Zentrumsabgeordneten Gaſt, wonach
katholiſchen Geiſtlichen, die ja nicht eine Ehe eingehen

fen, und ebenſo die Religionslehrer das volle Wohnungs
d erhalten erklärte der Staatsſekretär, er ſei der Mei
ng, daß nur die Beamten das volle Wohnungsgeld er
ten dürften, die ſeelſorgeriſche Tätigkeit ausübten.

Der demökratiſche Abgeordnete Barteld Hannover
r der Anſicht, daß der Stellenplan nur eine Ueber
Angsmaßnahme ſei, und daß er als ſolcher unvermeidbar
eweſen ſei. Künftig müßten dieſe Dinge natürlich wieder

Zurch den Staatshaushalt geregelt werden. Jnbezug auf
das Wohnungsgeld für die Geiſtlichen könne er die Anſicht
des Abgeordneten Gaſt nicht teilen. Er ſei ſchon bei der
Beratung des Beſoldungsgeſetzes ein Gegner der Sonder
regelung geweſen, müſſe aber beſtätigen, daß dieſe Sonder
vregelung nur für diejenigen Geiſtlichen vorgeſehen ſei, die
ſeelſorgeriſche Tätigkeit ausübten. Hierüber dürfe man nicht
hinausgehen.

Bei der Abſtimmung wurden die Stellen für Mini
ſterialdirigenten und Miniſterialräte, über die auf volks
partetlichem Antrag beſonders abgeſtimmt wurde, gegen die

Stimmen der Deutſchen Volkspartei und der Kommuniſten
angenommen. Beim Landtag wurde nach längerer Debatte

eine Oberregierungsratsſtelle geſtrichen. Jm übrigen wurde
der Stellenplan en bloc angenommen gegen die Stimmen
der Kommuniſten und einiger Volksparteiler.

Angenommen wurden dann noch ſolgende Entſchlie
Hungen: 1. Die Zahl der im Stellenplan vorgeſehenen Re
gierungslandmeſſerſtellen zu vermindern und die dann noch

verbleibenden Stellen durch den Stellenplan für das Rech
nungsjahr 1928 in Stellen für Regierungs und Steuer

räte, Kataſterdirektoren und Kataſteroberſekretäre umge
wandelt werden können, ſind ſie als k. w. zu bezeichnen
2. Bei der Errechnung der Zahl der „großen Landgerichte“

S imna eisamtsgehilfen Gelegenheit u
die Kreisaſſiſtentenſtellen guſzurücken.

Die Frauen
die deutſche Demokratie
Große Frauenkundgebung in Berlin

für
e Der Reichsfrauenausſchuß der Deutſchen Demokra

tiſchen Partei und die Demokratinnen von GroßBerlin
veranſtalteten am 16. März abends zu Berlin im ehe
maligen Herrenhauſe eine von vielen Hunderten von
Frauen und Männern beſuchte Kundgebung der Frauen für
die Demokratie. Nachdem die Vorſitzende der Veranſtaltung,

Frau Landtagsabgeordnete Märtha Dönhoff die An
weſenden begrüßt und dabei auf die Bedeutung der h ärz
tage dieſes Jahres als die Gedenktage an die Revolution

von 1848 hingewieſen hatte, gab Frau Dr. KiepAltenloh
(Altona) als erſte Rednerin des Abends ein anſchauliches
Bild der Entwicklung des Frauenberuſslebens Jhre Aus
zührungen die „Berufstätige Frau im neuen Staat“ kriti
ſierten mit aller Deutlichkeit die Stellung der berufsn
tätigen Frau unſerer Zeit in ihrer bisher noch keineswegs
Hefriedigend durchgeführten Gleichwertung und Gleichbe
echtigung. Der Demokratiſchen Partei ſprach Rednerin
roße Anerkennung dafür aus, daß ſie unentwegt an der
rreichung des Zieles der unbedingten Gleichberechtigung
Frauen mitarbeite.

Die demokratiſche Reichstagsabgeordnete Frau Dr.
rie- Eliſabeth Lüders ſprach dann zu dem Thema „Die
u in Haus und Wirtſchaft. Die letzten zwölf Jahre des
iſchen Erlebens der europäiſchen Nationen bildeten die
idlage ihrer groß angelegten Rede. An die Vorgänge
r großen Politik anknüpfend, legte ſie die engen Zu
enhänge dar, die zwiſchen Wirtſchaft und Politik
n. Demokratiſche Frauen waren es, die zuerſt dieſe
tmenhänge erkannten, und die ſich in verſchiedener
ung bemühten, der Hauswirtſchaft in wierſchaftlichen
echniſchen Fragen Förderung angedeihen zu laſſen.
Dr. Lüders ſtellte ſchließlich feſt, daß die ſtaatsbürger
flicht und der perſönliche Vorteil zugleich von jeder
en Frau verlangen, daß die Hauswirtſchaft als
r Volkswirtſchaft begreift, daß ſie die Wirtſchafts
und die Wirtſchaftspolitik als Grundlage und Vor
ing für die Lage der ihr anvertrauten Hauswirt
rkennt.

Zie letzte Rednerin, die Jungdemo kratin Fräulein
Linke GBerlin) fand ganz vortreffliche, gut gewählte

e

bei ihrem, namens der weiblichen Jugend abgelegten
itnis zur Demokratie. Sie ſchloß mit einem warmen
an die geſamte deutſche Jugend, mitzuarbeiten für
eiheitliche und ſoziale Republik, zum Kampf für

en, Freiheit und Gerechtigkeit.
Hen mit Begeiſterung aufgenommenen Reden folgte
ſppell der Geſchäftsführerin des Reichsfrauenaus

dgerichtabezirt zur Drund e iſt darin auch nicht irre geworden

bis zur Gegenwart noch nicht reſtlos von dem Jdeal des

Demokratiſe
und das

Von Otto Schuldt-Steglitz, M. d. R.

Seit der Stagtsumwälzung haben die Erörterungen
über die Notwendigkeit des Berufsbeamtentums im neuen
Staate wiederholt die Oeffentlichkeit beſchäftigt Jn der
Vorkriegszeit gaben die günſtigen wirtſchaftlichen Verhält
niſſe anderen Ständen und Bevölkerungskreiſen kaum An
laß, ſich mit dem materiell nur mäßig geſtellten Be
amten zu vergleichen Man gönnte ihm als Ausgleich
gern unkündbare Anſtellung und Penſion. Der wirtſchaft
liche Zuſammenbruch weiter Kreiſe nach dem Kriege ließ
ihnen hingegen die geſicherte Stellung des Beamten mit
Penſionsanſpruch, troßdem ſie wirtſchaftlich ſich über die
der Vorkriegszeit nicht erhoben hat, ſo günſtig erſcheinen,
daß ſie jetzt aes Vorzugsſtellung allgemein umneidet und
ihre Aufrechterhaltung umſtritten wird.

Solche Betrachtungsweiſe läßt dem Wert des Berufs
beamtentums für Deutſchland keine Gerechtigkeit wider
fahren und geht an dem Kern der Dinge vorüber Deutſch
lands vorbildliche ſtaatliche Ordnung, Sauberkeit und Jnte
grität iſt nur denkbar in der Jnſtitution des Berufsbeam-
kentums. So, wie das deutſche Beruſsbeamtentum die
ſtärkſte Stütze des monarchiſchen Staates war, der mit ihm
das Volk regierte, ſo muß ſich der Volksſtaat, die deutſche
Republik, des Berufsbeamtentums bedienen zur Verwirk
lichung des Volkswillens Denn auch die deutſche Republik
kann ohne Ordnung und Sauberkeit in der Verwaltung
und in der willensſtarken Durchführung der von ihr ge
gebenen Geſetze und Verordnungen nicht beſtehen. Staats
klugheit erfordert deshalb, das ihr, der Republik, auf Ge
deih und Verderb verpflichtete Berufsbeamtentum nach
Möglichkeit wirtſchaftlich gut und vechtlich ſicher zu ſtellen
um das Verbundenſein zwiſchen Volksſtaat und Beamten
ſchaft ſo ſeſt wie möglich zu geſtalten. Run wird die Be
ſoldung der großen Maſſe der Beamten kaum ein gutes
Mittelmaß überſteigen können. Deshalb müſſen noch an
dere Vorteile, als da ſind unkündbare Anſtellung, An
ſpruch auf Penſion bei eintretender Dienſtunfähigkeit und
Hinterbliebenenverſorgung beim Tode des Béamten, hin
zutreten, um den Beamten ſo feſt wie es möglich iſt im
Dienſt am Staate zu binden. Dafür wird jedoch der Be
amte verpflichtet ſein müſſen, ſich um jeden Preis, und
unbekümmert um Anfechtungen aller Art, dem Staate, be
ſonders auch in Kriſenzeiten, unbeirrbar zur Verfügung zu
haälten, zu ihm zu ſtehen, ihn und ſeine Inſtitutionen mit
gllen Geiſtes- und Leibeskräften zu verteidigen Nur wenn
das Berufsbeamtentum ein unbedingtes Hingegebenſein im
Dienſt am Staat und der Allgemeinheit einbegreift, hat
es für den neuen Staat bedeutſamen Wert.

Die Demokratiſche Partei hat in allen Beſtrebungen
zur Stützung und zum Ausbau des deutſchen Berufs
beamtentums im modernen Sinne ſich lediglich von ſtaats
politiſch und ethiſch hohen Geſichtspunkten leiten laſſen.

S

ſchauungen des alten Staates aufgewachſene Beamtenſchaſt

neuen Staates erfaßt worden iſt und ſich ihm noch nicht mit
jener letzten Hingabe verpflichtet hat. Mit unermüdlicher
Sorge iſt die Demokratiſche Partei in ihren Vertretungen,
vornehmlich im Reichstag und den verſchiedenen Länder
parlamenten und ebenſo nachdrücklich in den Gemeindever
tretungen, für eine möglichſt gute materielle Verſorgung
der Beamtenſchaft unausgeſetzt bemüht geweſen. Wo immer
nur möglich hat ſie ſich für eine materielle Aufbeſſerung
nicht nur der ſchon in der Vorkriegszeit ſchwer bedrängken
Beamten des unteren Dienſtes, ſondern ebenſoſehr des wert
vollen mittleren Dienſtes und auch des höheren Dienſtes
angenommen. Getreu ihrer grundſätzlichen Auffaſſung, daß
zwiſchen dieſen verſchiedenen Beamtengruppen keine Klaſ
ſenunterſchiede beſtehen dürfen, hat ſie zur Ueberbrückung
früherer Gegenſätze das möglichſte getan, den demokrati
ſchen Aufſtieg zu fördern und dabei die geſamte Beamten
ſchaft als eine Einheit zu betrachten

Jn dieſem Sinne will die Demokratiſche Partei die
oft erörterte Demokratiſierung der Verwaltung verſtanden
ſehen, wobei es für ſie als ſelbſtverſtändlich gilt, daß be
ſonders die leitenden Stellen und die Perſonalreferenten
mit überzeugten Republikanern beſetzt werden. Den gleichen
Abſichten dienen die Anträge der Demokraten auf Er
haltung und Durchführung des Verzahnungsprinzips. Die
ſer im Beſoldungsgeſetz von 1920 unter Führung der De
mokraten, zum Teil verwirklichte Aufſtieg der Tüchtigen
iſt ſeitens der Rechtsregierung und der ſie ſchützenden Par
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teien im neuen Beſoldungsgeſetz leider wieder vollko
beſeitigt worden. Dadurch werden die Gegenſätze zwi 9
den einzelnen Beamtengruppen durch Klaſſenunterteilung ne
wieder ſtark hervorgehoben, anſtatt ſie im Jntereſſe eine
erſprießlichen Zuſammenarbeitens möglichſt zu verwiſchen
Die Demokraten erreichten 1920 die geſetzliche Befriſt
des Diätariaks auf 5 Jahre und brachten damit das
nannte Diätarelend aus der Welt. Der rechtsger
Reichstag beſeitigte dieſe Schutzbeſtimmung und öffne
damit der Rechtloſigkeit des Beamtennachwuchſes Tür t
Tor Die Demokraten beſtanden darauf, daß die geſet
Sicherung der Vierteljahrszahlung beſtehen bleibe D
gierungsparteien haben dieſen Rechtszuſtand beſeitig
Demokraten waren allzeit gegen eine unkerſchiedliche Be ll
handlung zwiſchen den ledigen und verheirateten Beagn
ken und wünſchen, daß bei der Bemeſſung der Beſold
die dienſtliche Leiſtung ausſchlaggebend ſei. Der ge
wärtige Reichstag beſeitigte dieſe 1920 verwirklichte
derung durch die unterſchiedliche Bemeſſung des Wohn
geldes. Eine der weſentlichſten Grundlagen des Ber
beamtentums iſt das Recht auf Penſion und Hinterbl
nenbezüge, die deshalb ſelbſtverſtändlich in ihrem W
ſtabil ſein und den Aenderungen der Bezüge der gkt
Beamten automatiſch folgen müſſen. Auch dieſe 1920 9
ſchaffene, ſozial, materiell und rechtlich ſelbſtverſtänd
Forderung iſt von der gegenwärtigen Regierung und Monate
ſie ſtühenden Parteien wieder beſeitigt worden hen V

Neben dieſen erheblichen materiellen und rechtlichen ein Ver
Schädigungen, die der Beamtenſchaſft durch den gegen ifen des
tigen Reichstag zugefügt worden ſind, und deren Ausmaß geſtellt
noch gar nicht abzuſehen iſt, iſt ein neuer Beamtena deſſen
durch Wegfall jeder dritten Planſtelle bereits in An e von de
genommen. Der demokratiſche Proteſt gegen dieſes ſinn der We
und plänloſe Vorgehen fand kein Gehör. Die Stegerw Ausſchu
ſche Verhetzungspolitik trug den Sieg davon. Ihr iſt es derung t
zu danken, daß die unglückliche Beſoldungspolitik lichen At
Reichsſfinanzminiſters Dr. Köhler, die in ihrem angekü
digten Ausmaß weit hinter dem tatſächlich Gewährt
zurückblieb, den Mißmut der geſamten Oeffentlichkeit g
die daran völlig unſchuldige Beamtenſchaft heraufbeſch
ren hat. Dieſen durchaus negativen Ergebniſſen der B
amtengeſetzgebung der gegenwärtigen Reichsregierung ſteht
an poſitiven nichts gegenüber. Nicht vorangekommen
das ſeit Jahren verkündete einheitliche Beamtenrecht; un Nhng nich
erledigt blieb die Reichsdienſtſtrafordnung und das Bern iſt, v
amtenvertretungsgeſetz, obwohl die erſte bereits ſeit Jahr e Härte
im Ausſchuß fertig beraten iſt und das letztere ſeit Ja S deutet. D
ren dem Reichsrat vorliegt. Auch das Beamtenunfall
fürſorgegeſetz, das ſeit etwa Jahr ſich im Re
befindet, iſt noch unerledigt. Unerledigt ſi die
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e Regelung, welche die Anru Delichen Richters zuläßt, geht man gegenwärtig zur
penſionierung von aktiven und Warteſtandsbeamten üb

So hat ein Jahr der Regierung der Deutſchnationale
der Deutſchen Volkspartei, der Bayeriſchen Volkspartei und
des Zentrums, alſo der Reaktion, genügt, die Fortbildut
des Beamtenrechts und die angeſtrebte Sicherung des B
rufsbeamtentums nicht nur völlig zum Stillſtand zu brin h den
gen, ſondern auch weſentliche, erſt durch die Linksparteten We
geſchaffene materielle und rechtliche Verbeſſerungen gründ h un

lich wieder zu beſeitigen. Weite Kreiſe der Beamten haben n
vermutlich geglaubt, beſonders weil die Gegner der Rep n W
blik es ihnen vorgeredet haben, daß die Wiederkehr de e
alten Regiments, verkörpert in den Parteien der geg e de
wärtigen Regierungskoglition, ihnen eine weitere Siche en
rung ihrer materiellen und rechtlichen Stellung und des be ind
Berufsbeamtentums überhaupt bringen würde. Sie haben h S
darum bei der Wahl im Jahre 1924 nut dagu bei da
tragen, daß eine Regierungsmehrheit geſchaffen wur We v
die während der erſten drei Jahre des Kabinetts
Milte jeden Fortſchritt hinderte und während eines Jahre emokr
eigener Regierung dem Berufsbeamtentum ſchwerſte Schä n Ne
digung zufügte. Hoffentlich ſehen ſie den ſchweren Jrrkum e
ein, in den ſie befangen waren und helfen bei den ko ben
menden Wahlen durch Abgabe ihrer Stimmen für die L
Demokratiſche Partei, die durch ihre Taten bewieſen h u
daß ſie ſich mit Recht als die oberſte Schützerin des
rufsbeamtentums bezeichnen kann, daß auf dieſem Gebiete
Verhältniſſe geſchaffen werden, die ſowohl im Intereſſe des
Berufsbeamtentums als der Volksgeſamtheit liegen.

n Fällen
Auch

ſchuſſes, Fräulein Gertrud Wittſtock, an die Frauen, daß ſie
ihrer ſtaatsbürgerlichen Rechte und Pflichten eingedenk ſein
ſollten, bewußt an den politiſchen Vorgängen teilnehmen
müßten, um die Verwirklichung der politiſchen Frauen
ſorderungen mit herbeizuführen. Sie forderte zum Schluß
die Frauen auf, ſich der Deutſchen Demokratiſchen Partei
anuz ſchließen und dadurch der deutſchen Demokratie zum
Siege zu verhelfen. Hierauf ſchloß Frau Abgeordnete
Dönhoff die Kundgebung mit dem guten und ſinnvollen
Worte, daß zwei Haupkträger der Demokratie, Verant
wortung und Vertrauen, die Grundlagen der Arbeit der
Deutſchen Demokratiſchen Partei ſeien und insbeſondere
die Grundlagen der geſamten politiſchen Frauenarbeit ſein
müßten.

Das Ende der Dolchſtoßlüge
Die Entſchließungen des Unterſuchungsausſchuſſes.

Der Reichstags Unterſuchungsausſchuß über die Ur-
ſachen des Zuſammenbruchs hat als Abſchluß ſeiner Unter
ſuchungen drei Entſchließungen angenommen. Die erſte ünd
umfangreichſte Entſchließung befaßt ſich mit den allge
meinen Urſachen des Zuſammenbruchs, die beiden anderen

Entſchließungen behandeln die Stellungnahme des Rei
tags und die Vorgänge in der Marine. Die Entſchließun
gen umfaſſen etwa 20 Seiten und ſollen dem Reichstag
zugeleitet werden.

Die Entſchließungen des Ausſchuſſes ſind deshalb
beſonders beachtenswert, weil ſie mit den Stimmen der
Deutſchnationalen und der Deutſchen Volkspartei gefaßt
worden ſind. Sie bedeuten das Ende der Dolch ſtoß i
legende denn der Ausſchuß iſt zunächſt zu dem Ergeb
nis gekommen, daß von allen im Verlaufe der politiſchen
Auseinanderſetzungen der Nachkriegsjahre geprägten For
meln, zu denen ja die Dolchſtoßlegende gehört, die de
deutſchen Zuſammenbruch auf eine einzige Urſache zurückzu
führen ſuchen, keine ſeinen Unterſuchungen ſtandgehalten
hat, die Schuld am Zuſammenbruch ſei vielmehr im wech
ſelſeitigen Zuſammenwirken zahlreicher Urſachen zu finden

Ueber die Vorgänge in der Marine iſt eine Ent
ſchließung gefaßt worden, die feſtſtellt, daß die Gehorſame
berweigerung 1918 erſt im Laufe der Zeit politiſchen
Einſchlag erhielt, und daß von einer zentralen Leitung
der Bewegung oder von irgendwelchen Zuſammenhängen
mit politiſchen Stellen nichts bemerkt worden iſt. i

Jm ganzen bedeuten die angenommenen Entſchließun
gen eine glatte Widerlegung der Dolchſtoßlüge-



jeder ſich bietenden Gelegenheit ſtampfte die Wirt
partet Stimmen aus dem Boden, bei jeder Wahl
ihre Anhängerſchaft um das Vielfache zu, bei jeder
erkannten die anderen Parteten mit Entſetzen, d
Siegeszug der Wirtſchaftspartei nicht aufzuhalten

Hierzu ein paar Zahlen über die der Wirt
partei bei den Wahlen der letzten Zeit zugefallenen
men Landtagswahl in Mecklenburg-Strelitßz 1927
1928 0. Bürgerſchaftswahlen in Hamburg 1927;
1928: 20000. Gemeindewahl in Potsdam 1924
928: 3573. Mit dieſem „Siegeszug“ der Wirtſchaſt
fönnen die anderen Parteien ſchon zufrieden ſein.

Der preußiſche Finanzminiſter Dr. Höpker
Aſchoff teilte dem Landtag mit, daß aus den preußiſchen
Grundſtenern zwar rund 79 Millionen aüſ gekommen ſeien,
daß der preußiſche Staat in der gleichen Zeit dagegen nicht
weniger als 88 Millionen zur Förderung und Unterſtützung
der Landwirtſchaft aufgewendet habe.

langt wurdeAfghanenorden und Auswärtiges Amt
Die beleidigte Reichsregierung

Wie jetzt bekannt wird, war von aſghaniſcher Seite
beabſichtigt worden, eine große Ordensverleihung aus An
laß des letzten Empfanges vorzunehmen und zibar war
geplant, das die zu überreichenden Orden und Mäntel
gleich getragen werden ſollten. Dem Vernehmen nach hat

m aber das Auswärtige Amt durch den Chef des Proto-
i blls, den Geſandten Köſter, gegen dieſe Form Einen

dungen erheben laſſen und aus dieſent Grunde unterblieb
die urſprünglich in Ausſicht genommene Form der Ver

lihung. Jmmerhin wäre hier ein Anlaß geweſen, daß
das Auswärtige Amt in unzweideuntiger Form die be

Höpker Aſchoff und Kapitän Lohmann
Keine Bürgſchaftserklärung des Preußiſchen Finanzminiſters

Jn der Preſſe wird mitgeteilt, der preußiſche Finanz-
miniſter Dr. Höpker-Aſchoff habe für den Kapitän Loh
mann eine Bürgſchaft übernommen, und zwar in Höhe von
sehn Millionen gegenüber der Preußiſchen Staatsbank Dem Hugenbergs Tevoli pleite!

echt lreſfenden Ratgeber des Königs auf die einſchlägigen Be gegenüber ſtellt der Deindkratiſche Zeitungsdienſt e auf Finige Angeſt Wenng n ſinnen der Weimarer Verfaſſung aufmertſan e e e en e e eüchſes h macht hätten. Jn Regierungskreiſen iſt man et über ten Des e Sanztniſter Dr. Höp fahrens beantragt. Das Amtsgericht Naumburg hat
die gen die lautgewordenen Angriffe anſcheinend ſehr beleidigt. Es ker-Aſchoſf iſt der Preußiſchen Staatsbank eine Bürgſchafts- Ankrage eutſprocheit und jeht das Konkursverſahr

h ird u a. beabſichtigkt, in einem geeigneten Falle die erklärung zu unſten des Kapitäns Lohmann nicht gegebenbleibe De en h e unten S Faptt ges öffnet.beſeitt Klage wegen Beleidigung erheben zu laſſe Ein ſolches worden. Die Preußiſche Staatsbank hat dagegen im Jahre
ſhidige J orgehen der Reichsregierung hätte immerhin den Vor 1926 den Otwi Werken G. m. 6. H. und der Navis- G. m b. H. Armer Ludendorff! Jn der letzten Sitzung des
rhteten t il daß dadurch Belegenheit gegeben wird, in aller Klar je einen Kredit in Höhe von fünf Millionen zur Verfügung desvorſtandes des Stahlhelms in Magdeburg nahn
der Be n heit den Sinn der Verfaſſung feſtsuſtellen. geſtellt zu dem Zwecke der Auftragsbeſchaffung für deutſche Bundesvorſtand Stellung zur Freimaurerfrage Ein

h de Ditel ünd Orden haben bisher angenommen der Werften Die Kredite der Preußiſchen Staatsbank ſind durch mig würde folgender Beſchluß geſaßt: Der Stahl
willige geh Reichspräſident und Reichskanzler Marr, ſowie die Staats eine Bürgſchaftserklärung des Reichs geſichert, ſo daß auch Bund der Frontſoldaten, hat nach nochmaliger udes V e d heltte Weismann, Dr. Meißner, Pünder und von Schu Verluſte der Staatsbant ausgeſchloſſen ſind. Prüfung keinerlei Grund, an der nationalen Zuverläſſi.

d bert, die ſämtlich „Herzöge von Aſghaniſtan geworden der im Stahlhelm befindlichen Freimaurer zu zweife

d ine nd Neutral een Die Hoffnung der Kleinrentner aber gegen die Sozialdemokratte! Beamtenfragenge der gkth endgültig vbegraben Die Chriſtlichen Gewerkſchaften präziſieren jetzt in Die dentſchnationale Partet gegen die Beamtenfortbildu
dieſe 1920

ihrem offiziellen Organ die Haltung, die ſte bei den kommenlbſtwerſtändl e e e e e ernsten den Wahlen einnehmen werden. Etwas Neues enthalten die Bekanntlich iſt die deutſche Beamtenſchaft ſeit Jahr
erung und Im Sozialpolitiſchen Ausſchuß wurde am Sonnabend Darlegungen aber nicht; es bleibt bei der Unterſtützung beſtrebt, das durch die praktiſche Dienſterfahrung und di
en Monate lang von den Regierungsparteien mit allen der Parteien die auch bieher ſchon auf dieſen Teil der Lebördliche Ausbildung gewonnene Wiſſen den geſteigerte
v n möglichen Verſprechungen genährte Hoffnung der Rentner Arbeiterſchaft rechnen konnken. Wie weit allerdings nach den Sorderungen der Jetztzeit entſprechend zu vertiefen. Sie hat

rechtlit auf ein Verſorgungsgeſetz endgültig vereitelt. Durch Ein Erfahrungen, die beſonders die deswegen in zahlreichen Orten BeamtenVerwaltungsaka
den gegen gar
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Ihr iſt es a

Spolin hihen Ausſprache vor. Dieſe Verordnung beläßt es bei ſHaſten. Im übrigen wendet ſich die Kundgebung haupt. Jahre 1927 300 000 Mark für dieſe Zwecke bewilligt. In
ren angel auf die Kleinrentner ſo erbitternd wirkenden Syſtem ſächlich gegen die Sogialdemokratie, die als einzige Gegnerin Anubetracht der Stetigkeit der Bildungsbeſtrebungen bean
ch Gewäht Fürſorge, ohne einen Rechtsanſpruch zu ſchaffen. Ledig t Namen genau wird e hetßt da Eine Neutralitat tragten daher die demokratiſchen Abgeordneten Schuldt
ntlichkeit gen ine Milderung der Erſtattungspflicht wird vorgeſehen. gegenüber der Sozinldemokratie kennt die Chriſtliche Gen Steglitz und Koch Weſer mit Unterſtützung ihrer Fraktion
heraufbeſhr Lurch Mittel, die, wie Frau Abgeordnete Dr. Lüders wertſchaftsbewegung nicht. Es bedarf deshalb auch keiner den Betrag für die von den Beruſsvereinigungen geſchaffe s
iſſen der v mokrat) zutreffend feſtſtellte, überhaupt keine Gewähr he onde en Be onung, daß Mitglieder der Chriſtlichen Ge en Fortbildungseinrichtungen von 300 000 Mark auf
gierung ſt eine beſſere Handhabung geben. Frau Dr. Lüders ver wertſchaften keinen ſozialdemokratiſchen oder kommuni- 900 000 Mark zu erhöhen. In der Freitagsſitzung des Haus
ugekommen gte durch einen entſprechenden Ankrag, daß von Rücker ſiſchen Slimmzettel abgegen werden Schließlich halten es haltsausſchuſſes wurde der Antrag leider abgelehnt. Da
ntenrecht un ſtatlung nicht nur abgeſehen werden kann ſondern abzu die Gewerlſchaften für angebracht zu betonen, daß ihre An gegen ſtimmten die Deutſchnationalen, die Deutſche Volks
und das iſt wenn die Sicherſtellung des Erſatzes eine beſon hänger in ihrer politiſchen Partet allen antiſogialen Stro partei und das Zentrum. Ebenſo wurde ein Antrag der ge
ts ſeit An dere Härte für den Hilfsbedürftigen oder ſeine Angehhrigen ungen Lntgeg engutte en haben Ausdrücklich wird erktärt z nannten Abgeordneten abgelehnt, zur Ausbildung von Be
ſeit a bedeutet. Des weiteren verlangte Frau Dr. Lüders eine 5 amten, die in Beamtenvertretungen berufen werden, 10000
eamtenunſa

ſchnationale

lkspartei un

e Fortbildu

rung des dere Enttäuſchung für die Rentner. Wenn die Regierung des rechten Flügels in der Zentrumsfraktion? Von et Serub ars Berlin
tand zu hrf t, durch Gewährung von 25 Millionen Mark zu einer Die NPahrungsmittelknappheit während des Weltkrieges
Linkspartel aligen Fürſorgeabgabe an die Rentner deren Erbitte Ein Vertrauensfonds für Schiele its die Entbehrungen in der Nachkriegszeit haben beſon
ungen grinnng bannen zu können, ſo befindet ſich ſich in einem Im Demokratiſchen Zeitungsdienſt“ wird geſchrieben: S die Geſundheit der Kinder gefährdet und den Orga
eamten hab

er der Rep

jederkehr di

5 tigte Regelung vollkommen ungenügend, und

ſen des Abgeordneten Dr. Külz (Demokralh) wurde
eſtellt, daß das demokratiſche Rentnerverſorgungsgeſeh

deſſen Behandlung der Ausſchuß bereits eingetreten
r von den Regierungsparteien durch ihr Notprogramm
i der Weiterberatung ausgeſchieden worden iſt. Es lag
Ausſchuß lediglich der Entwurf einer Verordnung zur

üſung der bis jetzt abgeſchloſſenen Erſatz Und Siche

e Sverträge, daraufhin, ob ſie Härten enthalten. Jn ſol
Fällen ſollen dieſe Verträge aufgehoben werden.
Auch wenn die Regierung dieſe dankenswerten An

ingen in ihre Verordnung übernimmt, bleibt die jetzt be

eine

en Jrrtum. Bei 300 000 Kleinrentnern bedeutet das
monatliche Erhöhung von ſieben Mark. Dieſe ſieben

t werden keinen Kleinrentner über das Entwürdigende
vegtäuſchen, daß ſie nach wie vor der Fürſorge mit allem

Eindringen in die perſönlichen Verhältniſſe ausgeſetzt
n. So ergibt ſich das trübe Bild, daß auf dem Trüm-

ſeld, das von der Rechtsregierung zurückgelaſſen wird,
das von der Regierung und den Regierungsparteien
chlagene demokratiſche Rentnerverſorgungsgeſetz liegt.

ie demokratiſche Reichstagsfraktion hat bis zuletzt mit
m Nachdruck das Verſorgungsgeſetz betrieben; wenn

derung der Reichsgrundſätze über die Fürſorge zur gut

minder wohlhabenden
Klaſſen mit dem Rechtsblock gemacht haben, die einzelnen
Mitglieder der Gewerkſchaften der Parole ihrer Führer Ge
fölgſchaft leiſten werden, bleibt abzuwarten.

Vorangeſtellt wird in den Auslaſſungen der Grund
ſatz „der parteipoli tſchen Neutralität gegenüber allen Par
teien, die mit ihren Grundguffaſſungen nicht im Widerſpruch
ſtehen zu der Jdeengrundlage der Chriſtlichen Gewerk

Bei der Zurückdrängung antiſozialer Strömungen wird er
h. der Gewerkſchaftler D. Red. weiterhin nichts

unverſücht laſſen, daß als Kandidaten anderer Volksſchichten
nur ſolche Perſönlichkeiten Zum Zuge kommen, die für die
Lage der Arbeiterſchaft wenigſtens ein gleig
aufzubringen vermögen, wie der Chriſtliche Gewerkſchaftler

iches Verſtändnie

für die übrigen Stände.“ Iſt dies nun eine bloße Redens
art zur Beruhigung der Chriſtlichen Gewerkſchaftler, da
mit ſie ſich nach wie vor als einfaches Stimmvolk für Zen
trüm und Rechtsparteien verwenden laſſen, oder bedeutet
es eine Warnung gegenüber der geplanten Verſtärkung

Zu dem Notprogramm der gegenwärtigen Notregie
rung gehört auch die Ueberweiſung von 63 Millionen Mark
an den Reichsernährungsmintſter zur Unterſtützung der
Land wirtſchaft. Nach allem, was über dieſe geplante ge
ſetzberiſche Maßnahme bekannt geworden iſt, wird beabſich
tigt, dem Miniſter den genannten Betrag zur Verfügung
zu ſtellen, ohne daß die Verwendung genau ſpeziali iert
iſt. Weder bei der Frage der Verbilligung des Weges vom
Produzenten zum Konſumenten, noch bei derjenigen der
Durchhaltung notleidender Betriebe, noch endrich vet der
Unterſtützung der Genoſſenſchaften das ſind die Mittel,

demien ins Leben gerufen, wo den ſtrebſamen Beamten
Gelegenheit zur Weiterbildung gegeben iſt. Jm Jahre 1926
beſtanden 26 Lehrſtätten, ſie haben ſich im Laufe des
Jahres 1927 auf 50 erhöht, ein Beweis, wie ſtark der
Wille in der Beamtenſchaft lebendig iſt, ihr Wiſſen zu er
weitern. Das Reich hat dieſe Beſtrebungen nach Möglich
keit unterſtützt. Jm Jahre 1926 waren 200 000 und im

Mark zu bewilligen. Die Ablehnung dieſer verhältnismäßig S

Zu den Ausführungen des Zentrumvertreters, welche
Bildungsbeſtrebungen der Beamtenſcha chdrücklie

unterſtützen verſprach e
Soziales

geringen Mehrbeträge ſteht in merkwürdigem Widerſpruch
cher

Frühjahrskuren für Angeſtelltenkinder

nismus der Neugeborenen oft unterwühlt. Dauernde Er
werbsloſigkeit und mangelnde Kaufkraft breiter Maſſen
machten in vielen Familien die Not zum Dauerzuſtand.
Die Geſundheitsverhältniſſe eines Teils der davon mitbe
iroffenen Kinder ſind dadurch vielfach noch ungünſtiger ge
worden. Kinderfürſorge iſt deshalb brennende nationale
Aufgabe Es iſt feſtzuſtellen, daß auf dieſem Gebiete von
den verſchiedenſten Stellen bereits hervorragende Leiſtungen
nachzuweiſen ſind. Für Angeſtelltenkinder erbaute z. B.
der Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten in Frankenhauſen
am Kyſfhäuſer das „HermannHedrich-Heim“, das in denchwerſtes leichwohl geſcheitert iſt, ſo werden die ſo ſchwer Be mit denen man den Landwirken glaubt helfen zu können rtagen vorigen Jahres eingeweiht wurde und im Jahreh 8 hen r l 7 irka 929 Kindernren J en wiſſen, bei wem ſie ſich zu bedanken haben. werden genügende Kautelen geſchaffen, um einem Miß hre 8 n Aufenthalt und Erholung ge

brauch der Gelder von vornherein vorzubengen Es fehlt e r re von ver Jrrtranteaſt dLandbundgeſchrei und Zahlen a leber Detollierung und eder nete Aufklarung, ſer Organiſation unterhalten. Alle Kinder werden berater
bewieſen n der „Deutſchen Bauernzeitung“, dem Organ der wie die zur Verfügung zu ſtellenden Summen verteilt n er net durch einen feſtangeſtellten Husarst n
erin de Mutſchen Bauernſchaft, finden ſich folgende vorurteilsloſe werden ſollen. Wir möchten ſchon fetzt davor waren. oße Anzah! ausgebildeten Pflegeperſonals unter Le

n Seht ſt e tung einer Oberin ſteht dieſem zur Seite. Alles Modereſem 6 chtungen, die ſehr deutlich dartun, daß die eigentliche der Unterſtützung der Landwirtſchaft, einem Problem, das S r e
Intereſſe Wanernſchaft, die ſich nicht in Landbunde von dem Groß auch die Deutſche Demokratiſche Partei gls ein überaus uf architektoniſchem, hygientſchem und mediziniſchem

ertum beeinfluſſen läßt, weit davon entfernt iſt, wichtiges anſteht, auf ſolche Weiſe verhängnisvolle Schwie, biete iſt dabei in den Dienſt geſtellt. Ein prachtvolles,ltegen.

rmende Oppoſition der Bündler gegen die Regierung

erregen naturgemäß Aeußerungen über die Steuer
üngen bzw. die Steuerverweigerungen des Großgrund
es zu denen der Reichsfinanzminiſter dieſer Tage

n ſozialdemokratiſcher Seite veranlaßt wurde, beſonderes
Aufſehen

Nach der Erklärung des Reichsfinanzminiſters Dr.
er im Haushaltsausſchuß des Reichstags kamen im
Sjahr 1925-26 von den 2200 Millionen Geſamtauf
en der Reichseinkommenſteuer 79 Millionen auf die
wirtſchaft. Jm Etatsfahr 1926-27 ſind es von 2500
nen 87 Millionen. Jn beiden Fällen alſo nur 3 Proz.
kann es verſtehen, daß die ſtädtiſche Preſſe hierzu

e außerordentlich weitgehenden Befreiungen der Großn andwirtſchaft von der Einkommenſteuer hinweiſt. Die Groß-
ler gehorten eben zu den buchführenden Betrieben, deren
eſteuerung nach ihrer Erklärung erfolge. Grund zu klagen
kken dagegen die Nichtbuchführenden, die nach Pauſchal

eranlagt werden, beſonders wenn es der Landwirt
wie in der jetzigen Friedenszeit nicht gut ginge.

Eine gang ähnliche Situation gab es ja, als im
kage die Niederſchlagung preußiſcher Grundſteuern ver

rigkeiten zu bereiten. Ohne daß konkrete Beſtimmungen
über die Verwendung der Gelder im einzelnen und über
eine wirkſame Kontrolle dieſer Verwendung getroffen wer
den, erſcheint eine Zuſtimmung zu dem Projekt als aus
geſchloſſen. Das gilt nicht nur für die Deutſche Demokrati
ſche Partei, ſondern auch für andere Kreiſe. So iſt beiſpiels
weiſe ſehr zu bezweifeln, daß die Chriſtlichen Bauern
vereine bereit ſein werden, dem Ernährungsminiſter Blan
Tovbllmacht für die Verfügung über die Millionen zu
geben. Denn ſie haben ein weſentliches Intereſſe daran,
daß die Subvention nicht vorzugsweiſe den Großgrundbe
ſitzern zufließt, ſondern daß auch die Bauernſchaft den
ihr gebührenden Anteil erhält. Dieſem Verlangen kann
ſich das Zentrum kaum entziehen, zu dem die Chriſtlichen
Bauernvereine gehören und es würde alſo eine Gefähr
dung der Vorlage bedeuten, wenn etwa die Deutſchnatio
nale Volkspartei und ihr Exnährungsminiſter auf ihren
ürſprünglichen Abſichten beſtehen bleiben ſolkte

Politiſche Notizen
Die Wirtſchaftspartei ſtampft Stimmen aus dem Boden

Triumphierend ſchreibt die Deutſche Mittelſtandszei
tüng“ das Organ der Deutſchen Wirtſchaftspartei: Bei

Wald grenzendes Gelände bietet nicht nur Spielgeleg
heiten und lauſchige Ruheplätze, ſondern auch Liegeha
Zur Durchführung von ſtärkenden Kuren. Vorteilhe
Klima, eine ausgezeichnete Lage mit vielen landſchaftl
Reizen haben Frankenhauſen beliebt gemacht. Die
14 Proz. heilkräftige Sole des Salzſtädtchens erfreut
der Bevorzugung und Berühmtheit über Deutſchlands
zen hinaus.

Für dieſes Jahr ſind ſieben Kurgänge vorgeſehe
zu einem guten Teil ſchon belegt ſind. Es wird alſr
weit größere Anzahl Angeſtelltenkinder als im Vo
in dieſer Heil- und Erhvlungsſtätte Aufnahme unt
hölung finden. Beſonders zu erwähnen iſt, daß die
malig durchgeführten Winterkuren ganz außerorder
Erfolge zeitigten.

Uebergangsgeld für weibliche Angeſtellte.
Zur Behebung von Zweifeln über die Vorausſe

gen, unter denen weibliche Angeſtellte der Reichsbeht
im Falle ihres Ausſcheidens wegen Verheiratung Ue
gangsgeld erhalten können, hat der Reichsfinanzmini
verfügt, daß dies Geld auch dann gewährt werden ki
wenn die Löſung des Dienſtverhältniſſes von der Ar
ſtellten ſelbſt eingeleitet worden iſt, und die Ehe ſpäte



h

Monat nach dem Ausſcheiden geſchloſſen wird jedoch
n dieſem Falle die Zahlung des Uebergangsgeldes
ach vollzogener Eheſchließung beginnen Und erfolgt
der Vorausſetzung, daß die Löſung des Dienſtver
ſes nicht gegen den Widerſpruch der Dienſtſtelle voll
worden iſt.

ertentag des Allgemeinen Eiſenbahnerverbandes
er Allgemeine Eiſenbahnerverband, der dem partei
h und religiös ſtreng neutralen Gewerkſchaftsring
zloſſen iſt, und der ſoeben bei den Betriebsrätewahlen
deichsbahn das weitaus günſtigſte Wahlergebnis er
at, hält ſeinen alle drei Jahre ſtattfindenden vrdent
Delegiertentag in dieſem Jahre vom 17. bis 19. Mai
n ab. Die Tagesordnung ſieht u. a. einen volks
zftlichen Vortrag von Prof. Dr. BeckmannBonn und
m in einer öffentlichen Kundgebung zwei aktuelle
S des Reichstagsabgeordneten Schneider und des
ſchen Landtagsabgevrdneten Riedel vor.
Keine Tariſerhöhungen und keine Kilometerhefte bei

eichsbahn. In einer Antwort, die die Deutſche Reichs
eſellſchaft, Hauptverwaltung, der Reichsvereinigung der
den und Vertreter im Gewerkſchaftsbund der Ange
n auf eine Eingabe gibt, teilt die Reichsbahngeſell

mit, daß ſie ſich von der Einführung der Kilometer
keinen verkehrsbelebenden Erfolg verſpricht und nach
vor auf ihrem früheren Standpunkt ſteht. Sie habe nicht
Abſicht, der Schaffung von Kilometerheften näherzu

n. Wegen einer Tariſerhöhung der Güter und Per
entarife ſchreibt die Deutſche Reichsbahngeſellſchaft, daß

Sonntag, 25. März,
4 Uhr nachmittags

an

Bezirk Halle
Wahlkreisparteitagim 11. Reichswahlkreis

Halle. Am Sonnkag, dem 18. März, fand der 7. vor
dentliche Wahlkreisparteitag unter ſehr ſtarker Be
teiligung aus allen Kreisvereinen ſtatt. Die Verhandlungen
leitete der Bezirksvorſitzende, Direktor Renker, der die
Erſchienenen, beſonders Herrn Staatsminiſter Dr. Schrei
ber und Herrn Malermeiſter Andregs aus Nordhauſen
warm begrüßte Miniſter Dr. Schreiber ſprach zunächſt
über „Aufmarſch und Richtung der Partei im Wahlkampf
Seine von lebhaften Zuſtimmungsäußerungen begleiteten
Ausführungen gipfelten in den Richtlinien: Geiſt und
Opferſinn des Bürgertums vor 80 Jahren für Deutſch
kands Einheit und Größe iſt uns deutſchen Demokraten
auch heute belebender Antrieb Ziele unſerer Außenpolitik
bleiben die Erreichung von Fortſchritten für die Rhein
landräumung und den Abbau der Reparationslaſten. Aus
nationglem Paziſismus wollen wir weiter führend ſern
für die Völker in der Abrüſtungsfrage und für das Recht
der Minderheiten kämpfen. Jn der Wirtſchafts poli
tirk ſtellen wir zur Stärkung der Aufnahmefähigkeit des
inneren Marktes die Erhöhung des Regllohnes voran,
Und die Einbeziehung des Mittelſtandes in die Sozial
politik iſt uns eine ernſte Pflicht. Erſt kommt das Be
kenntnis zum Deutſchtum, dann die Einſtellung
nach Konfeſſionen. Die Träger des deutſchen Einheitsge
dankens zu ſein, können wir deutſchen Demokraten für uns
nat Recht in Anſpruch nehmen. Wir glauben an einen Auf
ſtieg unſeres Volkes wir glauben an die Menſchheit und
an unſere gute Sache! (Anhaltender ſtarker Beifall.)

Hierauf ſprach Malermeiſter Andreas Nordhauſen über
„Mittelſtand und Politik Der Redner entwickelte in über
zeugender Weiſe die Ver bindungslinien zwiſchen den beiden
Problemen und zeigte an einer Reihe von Beiſpielen
aus der politiſchen Praxis und Geſetzgebung, daß vor
allem die Demokratie als Vertreterin der Intereſſen des
eſamten Mittelſtandes anzuſprechen ſei. Auch dieſer Redner

nd ſtarken Beifall.Jm weiteren Verlauf ſtellte der Parteitag nachſtehende
indidatenliſte für Reichstag und Landtag zuſammen, wo

hier vorläufig nur die erſten fünf Kandidaten genannt

den
Reichstag.

Preußiſcher Staatsminiſter Dr. Dr. h. e.
Malermeiſter AndreasNordhauſen,
Frau Jrma WolffHalle,
Landwirt LoeberUnterkaka, Kreis Weißenfels
Fabrikant Hans Schmid Sangerhauſen

Landtag.
Preußiſcher Staatsminiſter Dr. Dr. h. E.
Malermeiſter AndreasNordhauſen,
Direktor RenkerHalle,
Buchhalterin Frl. VehſeHablle,
Kreisſchulrat Pott Sangerhauſen
Gleichzeitig wurde vom Parteitag nachſtehende Ent

Hung, die den Tageszeitungen bereits zugegangen iſt,

tütig angenommen„Der Bezirksverband der Deutſchen Demokratiſchen
i für den Wahlkreis Halle Merſeburg hat als Ausdruck
eſonderen Vertrauens zu ſeinem Führer Herrn Staats

ſter Dr. Dr. Schreiber gebeten, die Spitzenkandidatur
hl für den Reichstag wie für den Landtag anzuneh
Herr Miniſter Dr. Schreiber hat ſich hierzu bereit

Schreiber,

Schreiber,

ihr die Bedenken, die einer Erhöhung entgegenſtehen voll
kommen bekannt ſeien. Sie werde daher nur dann zu einer
derartigen Maßnahme ſchreiten, wenn alle anderen zur
Abwendung dieſer Belaſtung der Allgemein wirtſchaft zur
Verfügung ſtehenden Mittel verſagen

Aus der Arbeit
der demokratiſchen Reichstagsfraktion

Die Altersgrenze in der Angeſtelltenverſicherung.
Die Deutſche Demokratiſche Fraktion des Reichstags hat,

in dieſer Frage geführt von dem Abgevrdneten Schneider
Berlin, ſchon ſeit längerer Zeit die Forderung geſtellt, daß
in der Angeſtelltenverſicherung die Altersgrenze vom 65
auf das 60, Lebensjahr herabgeſetzt wird. Dieſe Maßregel
iſt finanziell für die Verſicherungsanſtalt durchaus tragbar,
aber trotzdem hat die bisherige Reichstagsmehrheit einer
ſolchen Erweiterung der Verſicherung bei früheren Gelegen
heiten ſchroffen Widerſtand entgegengeſeht und die ein
ſchlägigen Anträge des Abgeordneten Schneider abgelehnt.
Jetzt iſt aber im Sozialpolitiſchen Ausſchuß durch die Un
abläſſige demokratiſche Arbeit ein kleiner Fortſchritt wenig
ſtens dahin erzielt worden daß die ſämtlichen Parteien
außer den Kommuniſten ſich auf folgende Entſchließung ge
einigt haben. Die Reichsregierung zu erſuchen, dem Reichs
tage eine Denkſchrift über den Ausbau der Angeſtelltenver
ſicherung vorzulegen insbeſondere dem Reichstage mitzu
keilen, unter welchen Vorausſetzungen die

um ſicherzuſtellen, daß ihm eines der Mandate für Reichs
kag oder Landtag zufällt, weil Herr Miniſter Dr. Schreiber
in jedem Falle nur eines der Mandate annehmen wird.
Der Wahlkreisverband kommt dadurch den berechtigten
Wünſchen des deutſchen Mittelſtandes, in den Parlamenten
ſtärker als bisher hertreten zu werden, gern entgegen.

Der Parteitag, der durchweg von lebensfriſcher Ein
mütigkeit und freudiger Zuverſicht für die Sache der Deut
ſchen Demokratiſchen Partei getragen war, wurde von
Herrn Renker in ſpäter Abendſtunde geſchloſſen.

Nette Ausſichten
Halle. Trohdem bei den Wahlen in ändern und Ge

meinden in letzter Zeit die Splitterdarteien überall eine
vernichtende Niederlage erlitten haben, ſcheint für die be
vorſtehenden Reichstags und Landtagswahlen der Bedarf
in dieſer Hinſicht noch nicht gedeckt zu ſein. Eine Jung-
demokratin in Halle erhielt nämlich kürzlich vom Evan
geliſchSozialen Preſſeverband in Halle ein Rundſchreiben,
in dem u. g. darauf verwieſen wird, daß bei dieſen Wahlen
die Kulturpolitik eine bisher kaum geahnte Rolle ſpielen,
daß die evangeliſchen Elternverbände, in denen, wie über
heblich behauptet wird, die evangeliſche Elternſchaft organi
ſiert ſei, an die bisherigen politiſchen Parteien Anfragen
wegen deren Stellung zum Reichsſchulgeſetz richten wird
und ſchließlich das Auftauchen einer neuen Partei einer
ſogenannten

„Dentſchenn Reſormationspartei“

in Ausſicht geſtellt wird.
Schon aus dieſem Grunde kann man von „netten

Ausſichten für den Parteiaufmarſch ſprechen. Aber die
Sache bekommt inſofern noch eine ganz eigenartige Note,
weil die Evangeliſchen Elternbünde“ ſich ſtark für ein
Zuſtandekommen des Reichsſchulgeſetzes, alſo
der kulturell reaktivnären Beſtrebungen von Deutſchnatio
nalen und Zentrum, einſetzen. Dieſe Bünde behaupten dabei
allerdings, daß ſie parteipolittiſch neutral ſeien, daß ſie
jedoch in Wirklichkeit ſofort parteipolitiſch werden, ſobald
ſie in die politiſche Arena ſteigen, ſcheint man nicht
zu fühlen, vder es wenigſtens nicht zugeben Zu wollen.

Onkel Bräſig ſagt „Die „Petiſten“ iſt nie zu trauen“.
Wollen ſie wirklich noch eine eigene Partei aufmachen?
Sehr intereſſant iſt es übrigens, daß ſich dieſe Splitter
partei, eine Gründung des früheren Hoſpredigers Döh
ring, dem völkiſchez nationalen Block angeſchloſſen
hat und ſo den chriſtlichen Standpunkt auf die antiſemi
tiſche Bahn drängt.

Halle. Ein mißlungener Verſuch. Am Sonn
abend, den 17. 3., verſuchten zwei Leipziger Redner für
die ſogenannte „Volksrecht und Aufwertungspartei“ die
Werbetrommel zu rühren Der Beſuch der Verſammlung
war ſchwach, der überwiegende Teil Frauen Beide Redner
verſuchten den Rentnern und Rentnerinnen klarzumachen,
daß nur dieſe neue Partei ihnen zu ihrem Recht verhelfen
könne. Dabei kamen die Deutſchnationalen beſonders ſchlecht
weg. Man hätte die Rentner durch Verſprechungen im
Wahlkampf 1924 belogen und betrogen. Die Flucht aus
dem deutſchnationalen Lager nähme täglich größeren Um
fang an. Die Deutſche Volkspartei ſchonten die Redner Zu
nächſt. Das verleitete in der Ausſprache, die nur ſehr knapp
bemeſſen war (zunächſt 3, dann 5 Minuten) eine Rednerin
der D. V. P. für ihre Partei eine Lanze zu brechen, aber
während ſie ſprach, ertönten ſchon Schlußworte. Der Ge
ſchäftsführer der Demokratiſchen Partei wies die Reini

Herabſetzung der

Altersgrenze von 65 auf 60 Jahre und die Verkürzu
der Wartezeit auf 60 Pflichtbeitragsmonate durchführba
iſt. An der Annahme dieſer Entſchließung auch im Plenum
des Reichstages iſt nicht zu zweiſeln. Hoffentlich wird ſich
das Parlament nicht mit der Denkſchrift begnügen, ſondere
daraus auch die Konſequenzen zugunſten der Angeſtellten

ziehen.

Parteinachrichten
Demokratiſcher Parteitag für Heſſen.

Am Sonntag, dem 25. März, findet in Frankfurt a. n o
ein außerordentlicher Parteitag des Landesverbandes Heſſen n hele S
der Deutſchen Demokratiſchen Partet ſtatt. Auf der Tage a
ordnung ſieht in erſter Reihe die Aufſtellung der Kandidalen

für den Reichstag.Linnidationegeſchavi n mmerquidationsgeſchädigte und demokratiſche Reichstagsfrat

tion eDie Ortsgruppe Aachen des Bundes der Auslande
deutſchen ſandte an den Vorſtand der Demokratiſchen
Reichstagsfraktion folgendes Telegramm

Die Mitglieder der Aachener Ortsgruppe des Bundes
der Auslandsdeutſchen danken der Demokratiſchen Frat
tion für ihr mannhaftes Feſthalten an etner gerechten
Entſchädigung der Auslandsdeutſchen und werden ſich be n ſeine
den nächſten Wahlen dieſer ehrenhaften Handlung zu er ſe hat D
innern wiſſen. Sämtliche Ortsgruppen ſowie die Zentrale die Heri
des Bundes der Auslandsdeutſchen ſind gebeten, gleiche überraſ
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e cht widerh müſſe

Rentner gebrochen habe. Als einzige Partei mit wirklich ab, le
poſitiver Arbeit für die Rentner käme, wie auch in die Kog
dem Blatt des Deutſchen Rentnerbundes ausdrücklich aner hat ſich
kannt ſei, nur die Deutſche Demokratiſche Partei in Bern anen 9
tracht. Die Herren aus Leipzig haben ſchlechte Geſchäfte de ſcheite

gemacht. a dhht werdetWeiſtenſels. Ortsgruppe des Deutſchen Republikant hönheit

ſchen Lehrerbundes. In ſtattlicher Zahl verſamimelten ſtch
am Mittwoch, dem 14. März, Mitglieder und Gäſte der
Ortsgruppe Weißenfels des Deutſchen Republikaniſchen Leh Der R
rerbundes im Stadttheater Weißenfels. Regierungspräſt i verfiel
dent Dr. Grützner Merſeburg begrüßte die Erſchten nen iſche wagab ſeiner Freude über den guten Beſuch n
verſicherte die Anweſenden des nachdrücklichen Schutzes dern Die
Regierung gegenüber allen Angriffen, die ihnen aus der utſchland
Betätigung ihrer republikaniſchen Geſinnung erwachen ſoll e ruhige
ten. Oberregierungs und Schulrat Saupe Merſeburg hatte rgt werde
dienſtlich am Erſcheinen verhindert, ſchriftliche Grüße über olgten di

ſandt b an derAls Hauptredner war Univerſitätsprofeſſor Dr. Goeh ine hatte
Leipzig, Mitglied der demokratiſchen Reichstagsfraktion, ge teien ke
wonnen worden. Jn eineinhalbſtündigen, tieſſchürfendenn die
Ausführungen verbreitete er ſich über das Thema „Deutſche delgreich
Schule und deutſche Kultur“, indem er ganz beſonders die littk auf
Jdeengeſchichte und die parlamentariſche Behandlung des n Loearn
Reichsſchulgeſetzentwurfes in glänzendem Aufbau agufriß ſhnäler
Auch die ſich anſchließende Ausſprache bewegte ſich auſ hen Schr
beachtlicher Höhe. Alles in allem es waren Stunden vor Litſchland
hoher Geiſtigkeit, die allen zu dauerndem Erlebnis wurden de Erhe

Die Mitgliederzahl ſtieg auf 85; weitere Anmeldun n Etat
gen aus Stadt und Landkreis Weißenfels nimmt der Vor Elbihſiern
ſitzende, Rektor Dr. TauſcherWeißenfels, auch ſchriſklich In beha,
entgegen. Sehr erwünſcht iſt die Gründung weiterer Orts Nſpatere
gruppen. Der Deutſche Republikaniſche Lehrerbund wil en d
Erziehungsarbeit für den neuen Staat leiſten und ohn ſort, vo
Rückſicht auf Parteizugehörigkeit und Bekennknis alle Leh t den
rer an Volks Mittel und Hochſchulen ſammeln die al ryerl
rückhaltlos zur deutſchen Republik bekennen Viele ſtehe nphiere
noch abſeits, die uns ihre Sympathien entgegenbringen ſten i
„Ein Körnchen Mitarbeit iſt mehr wert als ein Zentne ren
Shympathie“ (Friedrich Naumann). Nähere Auskunſt dure ſchall
den Bundesvorſitzenden, Oberſtudienrat i. R. Prof. Hüter M WVeima

Gießen, Steinſtr. 90. Ein desFalhenberg. Am Freitag, den 16., fand in Beuter lifen

ſitz, im Gaſthof Ludolf eine öffentliche Wählerverſamm
lung der Deutſchen Demokratiſchen Partei ſtatt. Her Man
DipkomLandwirt Dr. Haepe ſprach über „Exiſtenzkam Eozial
der Wirtſchaft und die Wahlen Der Redner behandelt in ſind
das Bauernprogramm der D. D. P., die Geſchichte de den in
Bauernbewegung insbeſondere die Forderungen der D. D. ſhe w
für Bildungs- und Schulweſen, Forſchung und Techni Ulton
Kapitalverſorgung, Rentabilität der Landwirtſchaft, Sied hart geh
lungs und Pachtweſen. Der Redner ging dann insbeſon gern
dere auf Steuerfragen ein und würdigte beſonders di len
Leiſtungen, von Staatsminiſter Dr. Schreiber für Hande her

Gewerbe und Landwirtſchaft. kannt
e

Demokratiſchen Partei gegründet worden. Am 24 Mär
öffentliche Verſammlung Redner Kreisſchulrat Pott uldig

Weh

Sangerhauſen nM mit
Kemberg. Auch hier wurde eine neue Ortsgruppe di Ko

D. D. P. ins Leben gerufen- d
Verantwortlich Johannes Dornblüth, Halle. i in

Kelbra, Hier iſt eine neue Ortsgruppe der Deutſche

gungsverſuche der D. V. P. energiſch zurück und ſtellte
irt. Der Wahlkreisverband hat weiter für beide ſten
weiter Stelle Herrn Malermeiſter Andreas gufgeſtellt,

feſt, daß die D. V. P. ebenfalls ihre Verſprechungen an die

Druck Buchdruckerei Weniger Co., G. m. 6. H. Deſſal h
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